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Günther – oder
doch Roland
Habeck?

Deutsch-türkisches Verhältnis
ist erkaltet, aber nicht zerrüttet

Von Mareike Kürschner, RNZ Berlin

Ankara. Einmal heißt er Günther, dann
Roland. Mit dem Vornamen von Robert
Habeck hadert der türkische Handelsmi-
nister Ömer Bolat. Der Grünen-Politiker
nimmt esmitHumor, es ist eben nicht ein-
fach mit den deutsch-türkischen Bezie-
hungen. Der Bundeswirtschaftsminister
und Vizekanzler ist nach Ankara gekom-
men, um auszuloten, wie die Zusammen-
arbeit insbesondere im Energie- und Kli-
masektor ausgebaut werden kann – allen
geopolitischenProblemen zumTrotz.

Seit 2018 war kein deutscher Wirt-
schaftsminister mehr in der Türkei, ob-
wohl das Handelsvolumen zwischen den
Staaten über 50 Milliarden Euro beträgt.
Die Türkei ist außerdem der fünftwich-
tigste Handelspartner der EU. Der deut-
sche Mittelstand pflegt gute Kontakte in
das Land, macht deshalb auch einen si-
gnifikanten Teil der 30-köpfigen Wirt-
schaftsdelegation von Habeck aus. Tou-
rismusvertreter sind dabei – immerhin
besuchten 5,7 Millionen Menschen aus
Deutschland im Jahr 2022 die Türkei –,
ebensowieFamilienunternehmerausdem
Anlagenbau und dem Bereich der Er-
neuerbaren Energien.

Während des Besuchs der Delegation
laufen in Ankara die Vorbereitungen zum
100. Jahrestag der Republikgründung. In
fast jedem Fenster hängen türkische
Flaggen, an öffentlichen Gebäuden
prangt das Konterfei von Staatsgründer
Mustafa Kemal Atatürk. Doch mit der
modernen Türkei, die Atatürk 1923 grün-
dete, hat der Staat unter Präsident Re-
cep Tayyip Erdogan wenig gemeinsam.
Gefeiert wird deshalb auf Staatsebene
kaum. Ankara allerdings zeigt sich Ata-
türk-treu, hier regiert die Opposition. Ins
Gedenkbuch im Atatürk-Mausoleum
schreibt der deutsche Minister über den

Staatsgründer: „Mit seiner Weltge-
wandtheit ebnete er den Weg für eine
starke wirtschaftliche und politische Zu-
sammenarbeit zwischen der Republik
Türkei und der Bundesrepublik Deutsch-
land. Sein Vermächtnis und die enge
deutsch-türkische Freundschaft sollen
auch in Zukunft fortbestehen.“

Eine Aufforderung und Mahnung zu-
gleich. Im Nahostkonflikt sind die Tür-
kei und Deutschland fundamental an-
derer Ansicht, bei den Sanktionsumge-
hungen im Fall von Russland will An-
kara immerhin Prozesse überprüfen.
Politisch ist das Verhältnis schwierig.
Bleibt die Wirtschaft, um an den Bezie-
hungen zu arbeiten.

Das Land steckt in einer tiefen Wirt-
schaftskrise, seit der knappen Wiederwahl
Erdogans im Frühjahr versucht die Regie-
rungmiteinerfinanzpolitischen360-Grad-
Wende das Ruder herumzureißen. Statt
einer Null-Zins-Politik wird der Leitzins
nun ständig angehoben, um der massiven
Inflation etwas entgegenzusetzen. Sie liegt
derzeit bei 35 Prozent. Vor allem die Mit-
telschicht ist durch die Politik Erdogans in
denvergangenenJahrenärmergeworden.

Habeck scheut sich nicht, in allen bi-
lateralen Gesprächen die kritischen
Punkte im Verhältnis zur Türkei zu be-
nennen. Auch wenn in den vergangenen
Jahren auf europäischer Ebene wenig
Fortschritte erzielt worden seien, sagte
der Grünen-Politiker nach einem Ge-
spräch mit Energieminister Alparslan
Bayraktar, erinnere uns doch die geo-
politische Lage daran, dass die Nach-
barschaft der Türkei zur EU eine Ver-
pflichtung sei, „wieder enger zusammen-
zuarbeiten“. Energie sei ein Bereich, um
sich anzunähern. Die Türkei wirbt da-
mit, schon heute 50 Prozent der Energie
aus Erneuerbaren zu beziehen. Man bie-
tet sich unter anderem als Partner für die
Produktion von grünem Wasserstoff an.

Habeck sieht das Potenzial, aber auch
die Schwierigkeiten des Marktes. Neue
Abhängigkeiten will er vermeiden, er-
folgreiche Zusammenarbeit stärken. Wie
die am MAN-Standort in Ankara. Der
Nutzfahrzeuge-Hersteller aus München
ist hier seit Jahrzehnten vertreten. 45
Millionen Euro investiert das Unterneh-
men derzeit in ein neues Entwicklungs-
zentrum, um E-Busse für den europäi-
schen Markt herzustellen. Die Probe-
fahrt lässt Habeck strahlen.

Robert Habeck (l.) und Energieminister Al-

parslan Bayraktar. Foto: dpa

„Nicht jeder, der rein will, kann reinkommen“
CDU-Politiker Thorsten Frei befürwortet neue Regelung der stationären Grenzkontrollen – Auf Schutzbedürftige konzentrieren

Von Benjamin Auber

Heidelberg. Thorsten
Frei (50, Foto: dpa) ist
Parlamentarischer
Geschäftsführer der
CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion.DieRNZ
traf ihn am Rande
einer CDU-Veran-
staltung mit dem
Bundestagabgeord-
netenAlexanderFöhr.

> Verlängerte Abschiebehaft, keine an-
gekündigte Abschiebung und kürzere
Asylverfahren.LassenSiesichzueinem
Lob für die Ampel hinreißen?

Das Rückführungsverbesserungsgesetz
ist ein Schritt in die richtige Richtung.
Aber es ist nur ein ganz kleiner. Die Am-
pel selbst geht davon aus, dass nur etwa
600 zusätzliche Abschiebungen pro Jahr
durch das Gesetz möglich sein werden!
Dem stehen rund 280 000 Ausreisepflich-
tige gegenüber. Das sind nicht die „Ab-
schiebungen im großen Stil“, die Kanz-
ler Olaf Scholz versprochen hat.

> Glauben sie nicht, dass sich die Zahl
der Abschiebungen erhöhen wird?

Nur in einem sehr geringen Maße und das
bedeutet, dass die Zahl der Asylbewerber
kaum gemindert werden kann. Aber ge-

nau das wäre notwendig, wenn man sieht,
wieStädteundGemeindenüberlastet sind,
wenn etwa 700 000 Wohnungen oder
380 000 Kitaplätze fehlen und 25 000 Leh-
rerstellen nicht besetzt werden können.

> Im Sommer haben Sie das Individual-
recht aufAsyl infrage gestellt. Ist es nur
möglich durch unrealistische Vor-
schläge, die Regierung unter Druck zu
setzen und zum Handeln zu zwingen?

Ihre Frage enthält eine Unterstellung, die
ich nicht teile. Wir müssen weg vom In-
dividualrecht hin zu Kontingentlösun-
gen, weil wir nur auf diese Weise mehr
Kontrolle, mehr Begrenzung und im Üb-
rigen auch mehr Humanität ins Asylrecht
bringen. In den ersten neun Monaten des
Jahres sind 195 000 Menschen aus der
Ukraine zu uns gekommen und etwa
240 000 Asylanträge gestellt worden. Das
ist eine Zahl, die für die Aufnahmege-
sellschaft kaum leistbar ist. Wir müssen
zudem schauen, dasswir uns auf diewirk-
lich Schutzbedürftigen konzentrieren.
Das schafft unser Asylrecht derzeit nicht.

> Welche drei konkreten Vorschläge ha-
ben Sie, um die irreguläre Migration in
Deutschland einzudämmen?

Ich glaube, dass es mehr als nur drei An-
satzpunkte braucht. Wenn ich mich auf
drei kurzfristig wirksame Maßnahmen
beschränken müsste, dann wären es die

Erweiterung der Liste der sicheren
Herkunftsstaaten, der Stopp aller frei-
willigen Aufnahmeprogramme und ein
wirksamerGrenzschutz, vor allem an den
Außengrenzen der EU.

> Wie sollen wir etwa Syrien, Afghanis-
tan, Iran oder die Westsahara zu siche-
ren Herkunftsstaaten erklären, woher
ein Großteil der Migranten stammen?

Sie können nur Länder zu sicheren Her-
kunftsstaaten erklären, in denen keine
Verfolgung stattfindet. Das gilt zum Bei-
spiel für Moldau, Georgien, Tunesien,
Marokko, Algerien und Indien. Auch für
weitere afrikanische Staaten, aber nicht
für die Länder, die sie benannt haben.
Deswegen kann die Erweiterung der Lis-
te der sicheren Herkunftsstaaten immer
nur ein Teil der Lösung sein.

> Gehen stationäre Grenzkontrollen
nichts ins Leere, wenn wir fast nie-
manden der Grenze abweisen können?

An der deutsch-österreichischen Grenze
finden seit 2015 stationäre Grenzkon-
trollen statt. Im vergangenen Jahr kam
es dort zu etwa 15 000 Zurückweisun-
gen. Auch hier gilt: Grenzkontrollen sind
nur ein Teil der Lösung, denn Sie haben
recht: In vielen Fällen ist eine Zurück-
weisung unzulässig. Von Grenzkontrol-
len geht vor allem das Signal aus: Nicht
jeder, der rein will, kann reinkommen.

> Lässt sich durch eine Bezahlkarte der
Anreiz für die Einreise verringern?

Es gibt zahlreiche Anreize für eine An-
tragstellung in Deutschland. Insbeson-
dere die Tatsache, dass in Deutschland
inzwischen rund 400 000 Afghanen und
mehr als eine Million Syrer leben, ist ein
starker Pullfaktor für Verwandte und
Freunde. Auch die Bezahlkarte ist ein
kleiner Teil der Lösung: Wir erleben, dass
Asylbewerber Geld in die Herkunftslän-
der überweisen, um dort Familien zu
unterstützen.Darüber hinaus gibt es auch
Zahlungen an Schlepperorganisationen.
Das wollen wir unterbinden.

> Ist diese Migrationskrise denn tatsäch-
lich so eine Krise?

Deutschland hat in nur zwei Jahren zwei
Millionen Ukrainer und Asylbewerber
aufgenommen. Würden Sie das nicht als
Krise bezeichnen? Alle diese Menschen
müssen untergebracht und versorgt wer-
den. Die Leistungen, die von den Kom-
munen erbracht werden, sind gigantisch.
Es ist alles andere als selbstverständlich,
dass Städte und Gemeinden das bisher so
hervorragend geschafft haben. Doch die
Belastungsgrenze ist inzwischen erreicht.

Info: Was Thorsten Frei über den Krieg
in Nahost denkt und wie weit für ihn
die deutsche Staatsräson geht, lesen
Sie auf www.rnz.de/politik

Gedanken
an die
Geiseln

London. Passanten kommen vor-
bei,umsichdengedecktenTisch

zu Schabbat anschauen. Doch

die Plätze bleiben hier für 220

Geiseln leer, die in der Gewalt
der Hamas sind. Große Anteil-

nahme nehmen die Menschen

deshalb imNorden Londons. Die
Zahl der im Gazastreifen fest-

gehaltenen Geiseln ist aller-

dings höher als bisher von Israel

angenommen. Man habe bis
Freitag die Familien von 229

Geiseln informiert, sagte der is-

raelische Armeesprecher Daniel

Hagari. Das waren fünf mehr als
noch am Vortag. Es werde er-

wartet, dass die Zahl noch stei-

gen könnte. Foto: dpa

UN-Resolution für „sofortige Waffenruhe“
Israel weitet Bodeneinsätze aus – Zurückweisung von EU-Forderungen – Keine humanitären Feuerpausen

Tel Aviv/Gaza/New York. (dpa) Die UN-
Vollversammlunghat eineResolutionzur
Verbesserung der humanitären Situa-
tion und für eine sofortige Waffenruhe
im Gazastreifen verabschiedet. Das
Papier erreichte am Freitag in New York
eine notwendige Zweidrittelmehrheit,
Deutschland enthielt sich. Resolutionen
der UN-Vollversammlung sind aller-
dings nicht rechtlich bindend, sondern
gelten als symbolisch. Israel und dieUSA
kritisierten die Resolution, weil sie die
Hamas nicht erwähnt.

Zuvor hatte Israel die Forderung der
27 EU-Staaten nach Feuerpausen im
Gazastreifen zurückgewiesen. „Israel
lehnt einen humanitären Waffenstill-
stand derzeit ab“, sagte ein Sprecher des
israelischen Außenministeriums als Re-
aktion auf den Brüsseler EU-Gipfelbe-
schluss. Dazu zähle „jegliche Art von ge-
forderten Feuerpausen“. Humanitäre
Hilfe sei aber trotzdem möglich, „so-
lange sie nicht in den Händen von Ter-
roristen der Hamas landet“. Bislang
kommen nur wenige Hilfsgüter in dem
abgeriegelten Küstengebiet mit mehr als
zwei Millionen Einwohnern an.

> Inhalt der UN-Resolution: Sie ver-
urteilt unter anderem jegliche Gewalt
gegen israelische und palästinensische Zi-
vilisten, fordert die sofortige und bedin-
gungslose Freilassung aller Zivilisten, die
„illegal festgehalten“ werden, und ver-
langt ungehinderten Zugang für humani-
täre Hilfe in den Gazastreifen. Außerdem
ruft der Text zu einer „sofortigen dauer-
haften und nachhaltigen humanitären
Waffenruhe“ auf, die zu einer „Einstel-
lung der Feindseligkeiten“ führen solle.

> UN wirft Israel Kriegsverbrechen vor:
Den mehr als zwei MillionenMenschen im
Gazastreifen Strom und Treibstoff vor-
zuenthalten, sei eine kollektive Bestra-
fung. „Kollektive Bestrafungen sind ein
Kriegsverbrechen“, sagte Sprecherin Ra-
vina Shamdasani in Genf. Für die 2,2 Mil-
lionenMenschen in Gaza bahne sich „eine
humanitäre Katastrophe an“.

> Ausweitung der Bodeneinsätze: Die is-
raelische Armee gab am Freitagabend an,
ihren Einsatz von Bodentruppen im Ga-
zastreifen ausdehnen zu wollen. Dort wa-
ren laut der Palästinensischen Telekom-
munikationsgesellschaft alle Kommuni-
kations- und Internetdienste ausgefallen.
Schuld sei die heftige Bombardierung
durchdie israelischeArmee.Bereits inden

beiden Vornächten
hatte diese Bodenein-
sätze mit Panzern aus-
geführt. Die israeli-
sche Armee griff bin-
nen 24 Stunden mehr
als 250 Ziele im Ga-
zastreifen an. Dar-
unter seien Tunnel der
islamistischen Hamas
sowie Kommandozen-
tren und Raketenab-
schussrampen gewe-
sen, so die Armee.

Auch ihre Luftan-
griffe verstärkte die is-
raelische Armee nach
eigenen Angaben „in
einer sehr bedeutsa-
men Weise“. Wir wer-
den weiterhin Luftan-
griffe in der Stadt Ga-
za und ihrer Umge-
bung ausführen“, sag-
te Armeesprecher Da-
niel Hagari am Frei-
tagabend.

> EU stellte Forde-
rungen: Am Donners-
tag hatten die Staats-
und Regierungschefs

der EU fünf Stunden lang um ihre For-
derung an Israel gerungen. Spanien
wollte einen kompletten Waffenstill-
stand durchsetzen, um humanitäre Hil-
fe für den von Israel als Reaktion auf den
Hamas-Terror bombardierten Gaza-
streifen zu ermöglichen. Deutschland
und anderen Ländern ging das zu weit.
Die Kompromissformulierung lautete
dann „humanitäre Korridore und Pau-
sen für humanitäre Zwecke“, um zu-
mindest vorübergehend eine sichere
Versorgung der Zivilbevölkerung zu er-
möglichen.

> ZahlderTodesopfer gestiegen:Laut der
von der Hamas kontrollierten Gesund-
heitsbehörde stieg die Zahl der Toten auf
7326. Darunter sollen 3038 Kinder und
Jugendliche sowie 1792 Frauen sein, so
das Ministerium. 18 967 Palästinenser
wurden demnach verletzt. Die Zahlen
waren zunächst nicht unabhängig zu
überprüfen.DasUN-NothilfebüroOCHA
erklärte derweil unter Berufung auf Ha-
mas-Behörden, dass fast die Hälfte aller
Häuser in Gaza durch israelische An-
griffe zerstört, unbewohnbar oder be-
schädigt sei.

> Raketenalarm in Israel: Am Nachmit-
tag heulten auch in der Küstenstadt Tel
Aviv die Sirenen. Beim Einschlag einer
Rakete wurden dort Helfern zufolge drei
Menschen verletzt. Nach Angaben Is-
raels wurden seit Kriegsbeginn bereits
mehr als 8000 Raketen von palästinen-
sischen Extremisten aus dem Gazastrei-
fen abgefeuert. Die allermeisten davon
werden von Israels Raketenabwehrsys-
tem abgefangen.


